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Die Behinderung
Was ist eine
Behinderung?

Im Sozialgesetzbuch IX ist eine
Behinderung wie folgt defi-
niert: Als behindert gelten die-
jenigen Personen, deren „kör-
perliche, geistige oder seelische
Gesundheit länger als sechs
Monate von dem für das Le-
bensalter typischen Zustand ab-
weicht und daher ihre Teilhabe
am Leben in der Gesellschaft
beeinträchtigt ist“.

Die Einschränkungen  durch die
vorliegende Behinderung wer-
den durch den Grad der Behin-
derung (GdB) beschrieben. Ab
einem GdB von 50 gilt eine Per-
son als schwerbehindert und es
kann ein Behindertenausweis
ausgestellt werden. Ab einem
GdB von 30 können sich Perso-
nen, die noch im Erwerbsleben
stehen, vom Arbeitsamt einem

Schwerbehinderten gleichstel-
len lassen. Schwerbehinderte
Arbeitnehmer können zudem
durch das Integrationsamt un-
terstützt werden.

Antrag auf Anerkennung
einer Behinderung

Bei Bestehen von Erkrankun-
gen, die voraussichtlich länger
als sechs Monate bestehen wer-
den, kann beim zuständigen
Amt für Versorgung und Sozia-
les (früher Versorgungsamt) ein
Antrag auf Anerkennung einer
Behinderung gestellt werden.

Neben den persönlichen Daten
sind Angaben über die vorlie-
genden Erkrankungen und die
in den letzten zwei Jahren be-
handelnden Ärzte zu machen.
Seitens des Amtes für Versor-
gung werden dann die für die
Beurteilung der Behinderung

erforderlichen Arztbefunde
beigezogen.

Vereinfachen kann man diese
Beurteilung, indem man als
Antragsteller die vom Amt zur
Verfügung gestellten Formu-
lare verwendet. Diese sind ent-
weder direkt beim Amt für
Versorgung und Soziales oder
auch im Internet erhältlich.
Auch das Beifügen der ent-
sprechenden ärztlichen Befun-
de bei der Antragstellung be-
schleunigt das Verfahren. Eine
körperliche Untersuchung der
Antragsteller ist bei der Fest-
stellung des GdB nicht vorge-
sehen, die Beurteilung erfolgt
einzig anhand der vorliegen-
den medizinischen Befunde.

Wie wird der Grad der
Behinderung
festgelegt?

Für alle relevanten Erkrankun-
gen existieren in den „Versor-
gungsmedizinischen Grundsät-
zen“ des Bundesministeriums
für Arbeit und Soziales Anga-
ben über den korrelierenden
Grad der Behinderung. Meist
sind Spannen angegeben, zwi-
schen denen je nach Ausprä-
gung der Erkrankung der GdB
festgestellt werden kann. So
wird etwa bei einem Rheuma
mit geringen Auswirkungen
ein GdB von 20 - 40 vorge-
schlagen. Wie hoch der GdB
eingeschätzt wird, hängt also
ganz überwiegend davon ab,
wie exakt die vorgelegten
Arztbefunde die bestehende
Einschränkung beschreiben.
Sofern mehr als eine Erkran-
kung vorliegt, wird ein ge-
meinsamer Grad der Behinde-
rung bestimmt. Allerdings
werden die Einzel-GdBs nicht
rein mathematisch addiert,
sondern die aus allen Erkran-
kungen resultierende Behinde-
rung abgeleitet. Zur Verdeut-
lichung folgendes Beispiel:
Wenn eine Person mit einem
GdB von 30 einer Arthrose des
Kniegelenkes im selben Bein
eine Arthrose der Hüfte ent-
wickelt, so wird der Gesamt-
GdB evtl. gar nicht ansteigen.
Die bereits bestehende Gang-
störung wird durch eine wei-

tere Arthrose nicht wesentlich
verschlimmert werden.
Grundsätzlich werden Schmer-
zen bei der Bestimmung des
GdB nicht berücksichtigt. Rele-
vant sind lediglich Funktions-
einschränkungen. Ein GdB kann
entweder auf Dauer oder auf
Zeit festgestellt werden. So
wird etwa bei Krebserkrankun-
gen ein GdB meist einige Jahre
nach der Erstdiagnose gekürzt,
wohingegen er bei einer De-
menz auf Dauer bestehen
bleibt. Der GdB wird immer in
10er Schritten anerkannt, mi-
nimal muss ein GdB von 20 fest-
gestellt werden.

„Merkzeichen“

Neben dem eigentlichen Grad
der Behinderung können soge-
nannte Merkzeichen als Nach-
teilsausgleich festgestellt wer-
den. Folgende Merkzeichen
gibt es:
� G: erhebliche Gehbehinde-
rung (z.B. bei Arthrosen der
Beine mit Gangstörung)
� aG: außergewöhnlich geh-
behindert (z.B. bei Rollstuhlfah-
rern)
� B: Notwendigkeit ständiger
Begleitung (z.B. bei öffentli-
chen Verkehrsmitteln)
� Bl: Blindheit
� RF: Reduzierter Beitrag der
Rundfunk- und Fernsehgebühr
� H: Hilflosigkeit (z.B. Demenz-
kranke)
Nur das Merkzeichen aG be-
rechtigt zum Parken auf ent-
sprechend ausgewiesenen Be-
hindertenparkplätzen.
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